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KLAGE AUF GERICHTLICHE AUFHEBUNG EINES SCHIEDSSPRUCHES GEMÄSS § 595 Abs 1 ZPO

2-fach, 1 HS

6 Beilagen ./A-./F

Vollmacht gemäß

§ 30 Abs 2 ZPO erteilt

In umseits bezeichneter Rechtssache geben die Kläger bekannt, dass sie Herrn Dr. Stefan Gulner, Rechtsanwalt in 1010 Wien, mit ihrer rechtsfreundlichen Vertretung beauftragt haben. 

Binnen offener Frist erheben die Kläger gegen den Schiedsspruch vom 7. Mai 2006 des Schiedsgerichts, bestehend aus den Schiedsrichtern o. Univ.-Prof. Dr. Peter Rummel (Vorsitzender), o. Univ.-Prof. Dr. Walter H. Rechberger und Rechtsanwalt Dr. Andreas Nödl, zugestellt am 8. Mai 2006, nachstehende 

A U F H E B U N G S K L A G E

gemäß § 595 Abs 1 ZPO vor dem Landesgericht für Zivilrechtssachen Wien, mit der sie den Schiedsspruch zur Gänze anfechten, und es bringen die Kläger wie folgt vor: 

1. Zum bisherigen Verfahren

Durch den Schiedsvertrag (Arbitration Agreement) vom Mai 2005, abgeschlossen zwischen den Klägern sowie Frau Maria Altmann, Kauffrau, 3065 Danalda, 900064 Los Angeles, USA, und Francis Gutmann, Angestellter, 3702 Parc LaFontaine, H2L 3M4, Montreal, QB, Canada (im Folgenden „Klägergruppe Altmann“ genannt) und der beklagten Partei, haben die Klägergruppe Altmann und die beklagte Partei ein dreiköpfiges Schiedsgericht, bestehend aus den Schiedsrichtern Rechtsanwalt Dr. Andreas Nödl (von der Klägergruppe Altmann nominiert), o. Univ.-Prof. Dr. Walter H. Rechberger (von der beklagten Partei nominiert) und o. Univ.-Prof. Dr. Peter Rummel als Vorsitzenden (von den beiden erstgenannten Schiedsrichtern nominiert) zur Entscheidung über das Feststellungsbegehren der Schiedsgerichtsklage vom 21.11.2005 bestellt. Diesem Schiedsvertrag ist die Klägergruppe Müller Hofmann durch einen Beitrittsvertrag (Joinder Agreement) im Mai 2005 beigetreten.

Das Schiedsgericht schloss sodann mit allen Beteiligten des Verfahrens im Juli 2005 einen Schiedsrichtervertrag ab.

In weiterer Folge hat die Klägergruppe Altmann mit der Schiedsgerichtsklage die Feststellung begehrt, dass die Republik Österreich das Gemälde Amalie Zuckerkandl (1917-18) von Gustav Klimt gemäß § 1 Z 2 des Österreichischen Bundesgesetzes über die Rückgabe von Kunstgegenständen aus den Österreichischen Bundesmuseen und Sammlungen vom 04.12.1998 (Kunstrückgabegesetz) an die Erbengemeinschaft Klägergruppe Altmann als Rechtsnachfolger von Ferdinand Bloch-Bauer unentgeltlich zurückzugeben hat.

Mit Schiedsspruch vom 07.05.2006 (Beilage ./A) hat das obgenannte Schiedsgericht die Klage der Klägergruppe Altmann abgewiesen.

2. Zum Sachverhalt

Der obgenannten Klage liegt nachstehender Sachverhalt zugrunde:

Vor Beginn des Ersten Weltkrieges begann Gustav Klimt mit den Arbeiten an dem streitgegenständlichen Porträt der Amalie Zuckerkandl, das auf Grund des Todes Klimts unvollendet blieb und zunächst im Eigentum des Ehepaares Otto und Amalie Zuckerkandl stand.

Nach der Scheidung des Ehepaares Zuckerkandl im Jahre 1919 wurde Amalie Zuckerkandl, eine enge Freundin des Ehepaares Bloch-Bauer, von Ferdinand Bloch-Bauer finanziell unterstützt, der das streitgegenständliche Porträt von Amalie Zuckerkandl erwarb und so zu einem nicht genau feststellbaren Zeitpunkt in den 20er Jahren Eigentümer des Gemäldes wurde.

Nach dem Anschluss Österreichs im März 1938 emigrierte Ferdinand Bloch-Bauer über Prag in die Schweiz. Gegen ihn wurde ein Verfahren wegen angeblicher Steuerschulden eingeleitet, dessen Rechtswidrigkeit sich später herausstellen sollte. Im Zuge des Verfahrens erging am 14. Mai 1938 ein Sicherstellungsauftrag, von den Steuer- und Finanzbehörden über sein gesamtes österreichisches Vermögen erlassen wurde.

Am 22. Februar 1940 bat Ferdinand Bloch-Bauer den für ihn bestellten Abwesenheitskurator Dr. Erich Führer in einem Brief, die Steuerverpflichtung solange zu stunden, bis er sie aus der öffentlichen Versteigerung seiner Bilder begleichen könne.

Am 9. April 1942 wurden Amalie Zuckerkandl und ihre Tochter Nora Stiasny nach Izbica deportiert.

Im März 1943 (Aktennotiz vom 28.02./03.1943) wurde die endgültige Liquidierung der Sammlung Bloch-Bauer amtlich festgestellt, wobei nur für das Kokoschkaporträt eine Ausfuhrgenehmigung erteilt wurde.

Im Zeitraum zwischen Dezember 1940, als Dr. Führer erreicht hatte, dass die Gemäldesammlung zum Verkauf freigegeben wurde, um die angebliche Steuerschuld zu tilgen, und der Feststellung der endgültigen Liquidierung der Kunstsammlung zu Beginn des Jahres 1943 hat das Gemälde den Besitzer gewechselt: Amalie Zuckerkandl ist zu einem unbestimmten Zeitpunkt in den Besitz der Familie Müller Hofmann gelangt und anschließend wahrscheinlich durch den Schwiegersohn Amalie Zuckerkandls, Prof. Dr. Müller Hofmann, dem Ehemann Mini Müller Hofmanns, geb. Zuckerkandl, an Dr. Vita Künstler verkauft worden.

Durch die Schenkung von Frau Dr. Vita Künstler wurde die Republik Österreich am 17. März 1988 Eigentümerin des Bildes.

3. Mit gegenständlicher Klage wird die Aufhebung des Schiedsspruchs und die Entscheidung in der Sache selbst, in eventu lediglich die Aufhebung des Schiedsspruchs begehrt.
Der angefochtene Schiedsspruch ist im Ergebnis mit den Grundwertungen der österreichischen Rechtsordnung (ordre public) unvereinbar (§ 595 Abs 1 Z 6 ZPO), zumal das Schiedsgericht eine gänzlich unvertretbare Rechtsansicht hinsichtlich des Bundesgesetzes vom 15. Mai 1946 über die Nichtigerklärung von Rechtsgeschäften und sonstigen Rechtshandlungen, die während der deutschen Besetzung Österreichs erfolgt sind (NichtigkeitsG), BGBl. Nr. 106/1946, vertreten hat, als auch eine diesbezügliche nicht verfassungskonforme Auslegung vorgenommen hat, die im Ergebnis des Schiedsspruchs verletzt

4. Zum Schiedsspruch

Der § 1 Z 2 KunstrückgabeG betrifft die Rückgabe von Kunstgegenständen, die zwar rechtmäßig in das Eigentum der Republik gelangt sind, jedoch zuvor Gegenstand eines Rechtgeschäftes gemäß § 1 des Bundesgesetzes vom 15. Mai 1946 über die Nichtigerklärung von Rechtsgeschäften und sonstigen Rechtshandlungen, die während der deutschen Besatzung Österreichs erfolgt sind (NichtigkeitsG), BGBl. Nr. 106/1946, waren.

Das NichtigkeitsG, auf das § 1 Z 2 KunstrückgabeG verweist, wurde gemäß § 2 NichtigkeitsG durch die Rückstellungsgesetze ausgeformt, so dass bei der Prüfung, ob ein aufgrund der Besetzung Österreichs nichtiges Rechtsgeschäft vorliegt, ansonsten auf das Bundesgesetz vom 06. Februar 1947 über die Nichtigkeit von Vermögensentziehungen (Drittes Rückstellungsgesetz), BGBl. Nr. 54/1947, zurückzugreifen ist (vgl. Graf, Die österreichische Rückstellungsgesetzgebung, Veröffentlichungen der Österreichischen Historikerkommission II, 43 ff).

§ 1 des Bundesgesetzes vom 06. Februar 1947 über die Nichtigkeit von Vermögensentziehungen (Drittes Rückstellungsgesetz) in der Fassung vom 18.06.1947 bestimmt, dass Vermögen, das während der Besetzung Österreichs, sei es eigenmächtig, sei es aufgrund von Gesetzen oder anderen Anordnungen, insbesondere auch durch Rechtsgeschäfte und sonstige Rechtshandlungen, dem Eigentümer (Berechtigten) im Zusammenhang mit der nationalsozialistischen Machtübernahme entzogen worden, zurückzustellen ist. 

Gemäß § 2 des Dritten Rückstellungsgesetzes ist eine Vermögensentziehung immer dann gegeben, wenn der Eigentümer politischer Verfolgung durch den Nationalsozialismus unterworfen war und der Erwerber des Vermögens nicht dartut, dass die Vermögensübertragung auch unabhängig von der Machtergreifung des Nationalsozialismus erfolgt wäre.

Das Schiedsgericht prüft bei seiner rechtlichen Beurteilung in völlig unverständlicher Weise das Tatbestandsmerkmal der „Vermögensentziehung“ losgelöst von sonstigen entscheidungserheblichen Umständen, wie insbesondere der politischen Verfolgung des Eigentümers und einer diesbezüglichen Beweislastumkehr zu Lasten des Erwerbers. Die Verursachung der Vermögensverschiebung durch die Verfolgung Ferdinand Bloch-Bauers wird zudem als entscheidungsirrelevant beurteilt. Angesichts dieser Verkennung der Rechtslage stellt das Schiedsgericht völlig unwesentliche Umstände des Sachverhaltes, wie beispielsweise eine private Beziehung zu Amalie Zuckerkandl, und sonstige Motivationen für Ferdinand Bloch-Bauer, eine Vermögensverschiebung vorzunehmen, in den Vordergrund. 

Die Fehlanschauung des Schiedsgerichtes gipfelt in der Behauptung, „das Gesetz verlange vielmehr, dass die Vermögensverschiebung erfolgte, ,um zu entziehen’, welches Tatbestandsmerkmal vorliegend nicht erfüllt sei“ (Schiedsspruch S. 16). 

Eine derartige Interpretation ist mit dem Telos dieses Gesetzes derart unvereinbar, dass ein Befleißigen derselben dem Üben von Willkür gleichzuhalten ist, ja man könnte geradezu den Eindruck gewinnen, als treffe das Schiedsgericht seine dargelegte Rechtsansicht losgelöst von den anzuwendenden Rechtsvorschriften.

Der Begriff der Vermögensentziehung hat durch die Rückstellungsgesetzgebung eine detaillierte Regelung erfahren (Graf, NZ 2005, 323), weshalb eine Entziehung vollkommen unzweifelhaft nicht in dem Sinne verstanden werden darf, dass auf die bloße Freiwilligkeit im Zuge der „Auswahl“ des Erwerbers und der mit dieser Person verbundenen Nahebeziehung abgestellt wird. Soll dem Verfolgten in seiner Zwangslage für die Inanspruchnahme dieser letzten Freiheit auch noch ein Strick gedreht werden? bei richtiger Anwendung der einschlägigen Normen ist vielmehr die Unfreiwilligkeit und sohin die Entziehung in der politischen Verfolgung und in der Kausalität der Schreckensherrschaft zu suchen, sodass auch eine unentgeltliche Hingabe unter Freunden a priori als nichtiges Rechtsgeschäft qualifiziert werden muss. Ein solches kann nur dadurch ihre Gültigkeit behalten, als der Erwerber im Sinne des § 2 Abs 1 3. RStG beweist, dass die Vermögensverschiebung auch ohne die politische Verfolgung vorgenommen worden wäre.

Der Umstand, dass die Beweislast nicht bei den Opfern liegt und der Anscheinsbeweis immer für eine Entziehung spricht, hat schwerwiegende Gründe, deren Ursprung in der grausamen Systematik des NS-Regimes zu suchen ist. 

„Im Nationalsozialismus war der Kunstraub Teil einer planmäßig betriebenen und weit mehr als Kulturgüter umfassenden Beraubung, aber auch Teil der komplexen und rassistisch begründeten Vernichtungspolitik. Der Raub von Kunst- und Kulturgütern begann in Österreich unmittelbar nach dem ,Anschluss‘ im März 1938: SS‑ und SA‑Angehörige, Polizei‑ und Gestapo‑Beamte drangen in Wohnungen ein, um - durch vorab erstellte Listen bestens darüber informiert, wo sich der Raubzug am ehesten lohnte - Wertsachen wie Gemälde, Teppiche, Schmuck, Edelmetalle etc. zu beschlagnahmen. Insgesamt waren aber die Nationalsozialisten darauf bedacht, ihrem Vorgehen einen legalen Anstrich zu verleihen. Der Kunstraub wurde mittels Verordnungen und NS-Gesetze administriert und durch eine ganze Reihe von Organisationen und Einrichtungen vollzogen. Wirtschaftlich gesehen waren der Kunstraub und der daraufhin einsetzende Kunsthandel ein florierendes Geschäft. Insbesondere über den Kunsthandel und den Profit, den dieser aus der Verwertung enteigneter Kunstgegenstände lukrieren konnte, ist - obwohl er bei der Verteilung von geraubtem Kunstgut eine bedeutende Rolle gespielt hatte - bis heute wenig bekannt. ... Jüdinnen und Juden waren zum einen dazu gezwungen, ihre Besitztümer zu Schleuderpreisen auf dem Kunst- und Antiquitätenmarkt zu veräußern, zum anderen wurden auf Grund der unmittelbar nach dem März 1938 einsetzenden ,Arisierung‘ ganze Wohnungseinrichtungen vor allem im Dorotheum versteigert...“ (Loitfellner, NS Kunstraub und Restitution in Österreich. Institutionen-Akteure-Nutznießer in Enteignete Kunst, MandelbaumVerlag, 13).

„Der von den Behörden organisierte Kunstraub war nämlich kein Bagatelldelikt, wie manche meinen. Er war ein elementarer Teil der existentiellen Vernichtung des europäischen Judentums“ (Czernin in NS-Kunstraub in Österreich und die Folgen, Studien Verlag Innsbruck Wien, 9).

Der „Schlussbericht der Historikerkommission der Republik Österreich“ stellt unzweifelhaft klar, dass eine Vermögensentziehung unabhängig davon vorliegen konnte, in welche konkrete rechtliche Gestalt die Vermögensverschiebung verkleidet war. Sowohl Beschlagnahmungen von Vermögen aufgrund hoheitlicher Akte, als auch Vermögensverschiebungen aufgrund von Privatrechtsakten konnten als Entziehung qualifiziert werden. Eine Entziehung konnte auch in Form einer Schenkung oder in Form eines Verzichts auf Ansprüche erfolgen. (Schlussbericht der Historikerkommission der Republik Österreich, 261 f)

In diesem Sinne ist die Rechtsprechung hinsichtlich des Beweises einer Vermögensübertragung unter hypothetischen Wegfall der Schreckensherrschaft streng. Denn auch bei einer seitens des auswandernden Eigentümers erfolgten Schenkung von Einrichtungsgegenständen an seine Freundin ist eine ohne die Machtergreifung des Nationalsozialismus erfolgte Vermögensübertragung nicht anzunehmen. Denn wenngleich die Gewährung einer Abfindung bei Lösung der Beziehungen zu einer Freundin üblich ist, ist nicht dargetan, dass der Eigentümer auch ohne die Machtergreifung, wenn er nicht durch die Verhältnisse zur Auswanderung veranlasst worden wäre, der Erwerberin gerade die in Frage stehenden (Einrichtungs‑)Gegenstände geschenkt hätte. (Rkv Wien 817/48 vom 10.09.1948 Heller/Rauscher Nr. 221)

Selbst für den Fall des Vorliegens einer Schenkung wäre diese - wie oben dargelegt - durch die Machtergreifung des Nationalsozialismus motiviert. Da sämtliche Konten gesperrt waren, hätte Ferdinand Bloch-Bauer, der die Zahlungen an Amalie Zuckerkandl mangels Geld einstellen musste, auf andere Vermögenswerte zurückgreifen müssen. Es kann auch nicht behauptet werden, Schenkungen unter Juden seien keine Entziehung gewesen. Auch diesbezüglich muss erst der Beweis im Sinne der einschlägigen Bestimmung vom Erwerber angetreten werden, dass die Vermögensübertragung auch unabhängig von der Machtergreifung des Nationalsozialismus erfolgt wäre. Dieser Beweis wurde nicht erbracht. Vielmehr steht fest, dass die gesamte Kunstsammlung des Ferdinand Bloch-Bauer mit Ausnahme des Gemäldes von Kokoschka liquidiert wurde.

Ein Kausalzusammenhang zwischen einem allfälligen Rechtsgeschäft von Ferdinand Bloch-Bauer mit Hermine Müller Hofmann und den nationalsozialistischen Machenschaften zu jener Zeit ist derart evident, dass er nur bei völlig aktenwidriger Sachverhaltsfeststellung zu leugnen ist. Ferdinand Bloch-Bauer hätte das Eigentum am Gemälde Amalie Zuckerkandl in keinem Fall unabhängig von der Situation der Machtergreifung verloren. Ohne den Anschluss Österreichs hätte er nicht emigrieren müssen und das Bild wäre niemals aus seinem Schlafzimmer entfernt worden. Die Alpenländische Treuhand selbst erwidert auf seinen Vorwurf, es seien Bilder ohne seine Zustimmung verkauft worden, er habe kein Recht, sich zu beschweren, da er seine Sammlung „verlassen habe“ – deutlicher kann der Zusammenhang mit der Machtübergreifung nicht dargestellt werden. 

Beweis: 
- Schiedsspruch vom 07.05.2006 (./A)

- Schiedsgerichtsklage vom 22.11.2005 (./B)

- Replik vom 10.01.2006 (./C)

- Erwiderung vom 24.02.2006 (./D)

- Protokoll Hofmann u.a. gegen Republik Österreich 28.02.2006 (./E)

- Aktennotiz vom 24.02.1943 (./F)

- Beizuschaffender Akt Hofmann u.a. geg. Republik Österreich 28.02.2006 

Den Materialien zur einschlägigen Bestimmung ist zu entnehmen, dass es dem Gesetzgeber darum ging, Rechtsgeschäfte vernichtbar zu machen, die „durch eine infolge ihrer allgegenwärtigen militanten Anwesenheit auf österreichischer Seite bewirkte Unfreiheit in der Entschlussfassung“ bewirkt worden waren. Die Unfreiheit in der Entschlussfassung des Ferdinand Bloch-Bauer ergibt sich alleine aus der politischen Verfolgung durch die nationalsozialistische Herrschaft. Es stellt einen gravierenden Verstoß gegen die Grundwertungen der österreichischen Rechtsordnung (ordre public) dar, sich jeglichen Grundsätzen dieser einschlägigen Bestimmung als Schiedsgericht zu entziehen, indem die Rechtslage derart verkannt wird, dass die erwiesene politische Verfolgung bei der rechtlichen Beurteilung und die damit verbundene Beweislastumkehr hinsichtlich einer Vermögensverschiebung unter Wegfall der Machtergreifung vollkommen negiert wird und somit im Ergebnis eine gänzlich unvertretbare Rechtsansicht seiner Entscheidung zugrunde zu legen.

Dass das Schiedsgericht absolut fehlgeleitet von seiner irrigen Rechtsansicht das Beweisverfahren geleitet hat, kann man auch am Stil der Befragung und Erörterung von Sach- und Rechtslage erkennen. Ständig wurden dem Klagevertreter, Dr. Randol Schoenberg, Fragen dahingehend gestellt, auf welche Weise das Bild in den Besitz der Müller Hofmanns gekommen sei. Der Klagevertreter musste zum Teil völlig irrelevante Fragen erörtern, wobei die zwingende Beweislastumkehr mit Füßen getreten wurde.

Der Vorsitzende des Schiedsgerichts o. Univ.‑Prof. Dr. Peter Rummel führte aus, „man rede jetzt nicht über die Beweislast, er wolle aber dennoch von Dr. Randol Schoenberg wissen, wieso er es für undenkbar halte, dass das Bild verschenkt wurde“ (Protokoll S 68 f). O. Univ.‑Prof. Dr. Rechberger ging im Laufe des Beweisverfahrens ebenso vor. Auch er überging die Frage der Beweislast völlig, indem er Dr. Schoenberg genau um die Erklärung ersuchte, wie das Bild das Palais wohl verlassen haben könnte. Dies darzulegen ist nicht erforderlich, weil es genügt, dass das Bild einer verfolgten Person abhanden gekommen ist - ob es auch ohne die Machtergreifung des Nationalsozialismus verschenkt worden wäre, muss bekanntlich von den Erwerbern bewiesen werden. 

Gerade das vom Schiedsgericht ins Treffen geführte Gemälde von Kokoschka ist ein Beispiel dafür, dass der Beweis für eine Vermögensverschiebung, welche auch unabhängig von der Machtergreifung erfolgt wäre, erbracht wurde. Dieser ist eben hinsichtlich der Amalie Zuckerkandl nicht einmal annähernd erbracht worden, nachdem das Schiedsgericht sogar selbst zur Ansicht gelangt, dass „die Rückgabe durch die Verfolgung Ferdinand Bloch-Bauers in dem Sinne verursacht worden sein mag, dass ohne die Ereignisse nach 1938 alle Dinge eine andere Wendung genommen hätten“ (Schiedsspruch S. 16). Die Annahme, es handle sich um keine Vermögensentziehung, entbehrt daher jeglicher Grundlage. Aufgrund der Negierung der politischen Verfolgung als entscheidungsrelevanten Sachverhalt in gänzlicher Verkennung der Rechtslage verletzt der Schiedsspruch in seinem Ergebnis die Grundwertungen der österreichischen Rechtsordnung (ordre public) auf unerträgliche Weise, zumal nicht einmal der Ansatz von Beweisen für eine Vermögensverschiebung, die auch unabhängig von der Machtergreifung des Nationalsozialismus erfolgt wäre, erbracht wurde. 

Dass das Ergebnis des Schiedsspruchs gerade im Zusammenhang mit dieser Bestimmung erfolgt, ist umso bedauerlicher, als doch mit dem einschlägigen Gesetzen ein unzweifelhafter Schritt unternommen werden sollte, die Wiederherstellung von Vermögensverhältnissen zu gewährleisten, deren Ordnung durch die Schreckensherrschaft der Willkür von nationalsozialistischen Behörden und Organen ausgesetzt war. Die mit Staatsvertrag von 1955 übernommenen Verpflichtungen werden durch die Interpretation des Schiedsgerichts in Frage gestellt, sodass der Schiedsspruch auch eine Verletzung einer der verfassungsmäßig gewährleisteten Grundfesten der zweiten Republik darstellt, welche geradezu die Kläger zu einer Anrufung des erkennenden Gerichtes verpflichtet.

5. Zur Klage der Klägergruppe Müller Hofmann

Die Klägergruppe Müller Hofmann (Majken Hofmann, Anna Lokratz, Maria Müller, Andreas Müller Hofmann und Lena Müller Hofmann) bekämpft mit Klage vom 24.07.2006 den gegenständlichen Schiedsspruch unter anderem gemäß § 595 Abs 1 Z 1 ZPO und bringt dazu vor, dass kein gültiger Beitrittsvertrag (Joinder Agreement, ./C) vorliege bzw. dass das Schiedsverfahren in einer Weise ausgeführt wurde, die den Grundwertungen der österreichischen Rechtsordnung (ordre public) widerspreche. Insbesondere wird in diesem Zusammenhang der Umstand geltend gemacht, dass die klagenden Parteien (Klägergruppe Müller Hofmann) „keinen Schiedsrichter hatten bzw. für das Schiedsverfahren keinen Schiedsrichter nominieren durften“. Es sei daher das unverzichtbare Recht auf Gleichheit der Parteien im Bezug auf das Schiedsgericht verletzt. 

Eine gerichtliche Entscheidung lediglich hinsichtlich der Klägergruppe Müller Hofmann würde allerdings ebenfalls den Grundsatz einer vollständigen Gleichbehandlung sämtlicher Parteien widersprechen, zumal dann die Entscheidung hinsichtlich der beiden Klägergruppen in der selben Rechtssache unterschiedlichen Tribunalen vorbehalten wäre.

6. Klagsanträge

Für den Fall, dass das Gericht den Schiedsspruch aufgrund der von der Klägergruppe Müller Hofmann geltend gemachten Rechtsverletzungen aufhebt, stellen die Kläger hiermit den 

Antrag,

den angefochtenen Schiedsspruch auch hinsichtlich der Kläger zur Gänze aufzuheben.

Des Weiteren stellen die Kläger den

Antrag,

das gegenständliche Verfahren mit jenem der Klägergruppe Müller Hofmann (Majken Hofmann, Anna Lokratz, Maria Müller, Andreas Müller Hofmann und Lena Müller Hofmann) zu verbinden.

Aus obgenannten Gründen stellen die Kläger daher den Antrag, zu fällen nachstehendes 

U R T E I L

1. Der Schiedsspruch vom 7. Mai 2006 des Schiedsgerichts bestehend aus Univ.-Prof. Dr. Peter Rummel, Vorsitzender, Univ.-Prof. Dr. Walter H. Rechberger, Schiedsrichter, und Rechtsanwalt Dr. Andreas Nödl, Schiedsrichter, in der Rechtssache der schiedsklagenden Parteien Majken Hofmann, Anna Lokratz, Maria Müller, Andreas Müller Hofmann und Lena Müller Hofmann (Klägergruppe Müller Hofmann) sowie Maria V. Altmann, Francis Gutmann, Trevor Mantle und George Bentley sowie DDr. Nelly Auersperg (Klägergruppe Altmann) gegen die Schiedsbeklagte Republik Österreich wird aufgehoben und es wird festgestellt: Die Voraussetzungen des § 1 des Bundesgesetzes über die Rückgabe von Kunstgegenständen aus den Österreichischen Bundesmuseen und Sammlungen vom 04.12.1998, BGBl I 181/1998, für eine unentgeltliche Rückgabe des Bildes „Amalie Zuckerkandl“ von Gustav Klimt an die Kläger sind erfüllt.

in eventu

Der Schiedsspruch vom 7. Mai 2006 des Schiedsgerichts bestehend aus Univ.-Prof. Dr. Peter Rummel, Vorsitzender, Univ.-Prof. Dr. Walter H. Rechberger, Schiedsrichter, und Rechtsanwalt Dr. Andreas Nödl, Schiedsrichter, in der Rechtssache der schiedsklagenden Parteien Majken Hofmann, Anna Lokratz, Maria Müller, Andreas Müller Hofmann und Lena Müller Hofmann (Klägergruppe Müller Hofmann) sowie Maria V. Altmann, Francis Gutmann, Trevor Mantle und George Bentley sowie DDr. Nelly Auersperg (Klägergruppe Altmann) gegen die Schiedsbeklagte Republik Österreich wird hinsichtlich des Spruches „1. Die Klagen werden abgewiesen. Es wird festgestellt: Die Voraussetzungen des § 1 des Bundesgesetzes über die Rückgabe von Kunstgegenständen aus den Österreichischen Bundesmuseen und Sammlungen vom 04.12.1998, BGBl I 181/1998, für eine unentgeltliche Rückgabe des Bildes „Amalie Zuckerkandl“ von Gustav Klimt an die Erben von Ferdinand Bloch-Bauer (...( sind nicht erfüllt“ aufgehoben.

2. Die beklagte Partei ist schuldig, dem Kläger die Prozesskosten zu Handen des Klagevertreters gemäß § 19a RAO binnen 14 Tagen bei sonstiger Exekution zu ersetzen.

Wien, am 7. August 2006






George Bentley











Trevor Mantle

